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A. Problem 

Der Rat hat 1971 Maßnahmen zur Förderung der Aufforstung 
zu einem späteren Zeitpunkt beschlossen. Die EG-Kommission 
will nunmehr zur sofortigen Verbesserung der Agrarstruktur 
und um die Verteilung der Bodennutzung mit Landwirtschaft 
und Umwelt bestmöglich in Einklang zu bringen, forstwirtschaft- 
liche Vorhaben fördern. 


B. Lösung 

Durch die vorgeschlagene Richtlinie sollen die Mitgliedstaaten 
zur Förderung der Aufforstung landwirtschaftlicher Nutzflächen 
und unkultivierter Flächen sowie zur forstwirtschaftlichen Ver- 
besserung bestehender Waldflächen verpflichtet werden, und 
zwar im Bereich des Nicht-Staatswaldes. 

Einmütige Ablehnung 
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A. Bericht des Abgeordneten Lemp 


Der Vorschlag der EG-Kommission wurde von der 
Frau Präsidentin mit Schreiben vom 28. März 1974 
an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten federführend sowie an den Haushaltsaus- 
schuß zur Mitberatung überwiesen. 

Bei ihm geht es darum, die Ratsentschließung über 
die Neuausrichtung der gemeinsamen Agrarpolitik 
vom 25. Mai 1971 zu verwirklichen, wonach auf 
Vorschlag der Kommission zu einem späteren Zeit- 
punkt Maßnahmen zur Förderung der Aufforstung 
getroffen werden sollten. Die Kommission schlägt 
nunmehr vor, daß die Mitgliedstaaten für den Nicht- 
Staatswald ein Förderungssystem aufstellen sollen 
hinsichtlich 

— der Aufforstung landwirtschaftlicher Nutzflächen 
und unkultivierter Flächen, 

— der forstwirtschaftlichen Verbesserung bestehen- 
der Waldflächen, wodurch diese in Ertragswald 
umgewandelt werden sollen. 

Durch dieses System soll eine wirksame Struktur 
der Bodennutzung gefördert werden, die zur Errei- 
chung einer angemessenen Lebenshaltung der land- 
wirtschaftlichen Bevölkerung sowie zur Produktion 
von Holz für die Industrie beiträgt. Ferner soll das 
Förderungssystem die Erfordernisse des Umwelt- 
schutzes und der Erholungsfunktion des Waldes 
unterstützen. Für diese Maßnahmen sollen die Mit- 
gliedstaaten Beihilfen vorsehen, die ihnen teilweise 
vom Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds 
Landwirtschaft (EAGFL) nach einem in der Richtlinie 
zu bestimmenden Schlüssel erstattet werden sollen. 
Wegen der Einzelheiten wird auf die Begründung 
des Vorschlags verwiesen. 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten und der Haushaltsausschuß haben den Vor- 
schlag in ihren Sitzungen am 9. Oktober 1974 be- 
handelt. Beide Ausschüsse sind übereinstimmend der 
Auffassung, daß die Bundesrepublik den Vorschlag 
ablehnen sollte. Zwar müßten in der europäischen 
Solidargemeinschaft Beiträge zugunsten der ande- 
ren Mitgliedstaaten erbracht werden. Die vorge- 
schlagenen Maßnahmen gingen aber weit über die 
agrarstrukturelle Zielrichtung des hier zugrunde 
liegenden Ratsbeschlusses vom 21. M^i 1971 hinaus. 
Es sei deshalb keine Zuständigkeit der Gemeinschaft 
für die angestrebte gemeinschaftlich ausgerichtete 
und finanzierte Forstpolitik zu erkennen. Allenfalls 
Maßnahmen, die sich in die gemeinsame Agrarstruk- 
turpolitik nach der Richtlinie 72/160/EWG (Betriebs- 
aufgabe und Freisetzung landwirtschaftlicher Flä- 
chen) einordnen ließen, könnte zugestimmt werden. 
Der federführende Ausschuß hält darüber hinaus bei 
den vorgeschlagenen Maßnahmen aber für unkon- 
trollierbar, inwieweit die gemeinschaftlich finanzier- 
ten, aufwendigen Programme tatsächlich den Zielen 
der vorgeschlagenen Richtlinie dienen. Es bestehe 
die Gefahr, daß hier Förderungsmaßnahmen einge- 
leitet würden, deren finanzieller Umfang unüber- 
schaubar sei und die Initiativen für weitere aufwen- 
dige Förderungsprogramme der Gemeinschaft aus- 
lösen könnten. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten empfiehlt daher, den Kommissionsvorschlag 
mit der Maßgabe zur Kenntnis zu nehmen, daß die 
Bundesregierung ersucht wird, ihn bei den Verband-» 
lungen in Brüssel abzulehnen. 


Bonn, den 17. Oktober 1974 


Lemp 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Vorschlag der EG-Kommission — Drucksache 7/1848 — mit der Maßgabe zur 
Kenntnis zu nehmen, daß die Bundesregierung ersucht wird, bei den Verhand- 
lungen in Brüssel auf eine Ablehnung des Vorschlags hinzuwirken. 


Bonn, den 17. Oktober 1974 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Lemp 

Vorsitzender Berichterstatter 
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